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Der Schwerpunkt der Socialreform liegt i 
allen civiliſirten Staaten auf dem ER 85 b 9 55 2 
für die einzelnen Verufsclaſſen. Hier handelt es ſich in erſter Linie 
um die Erhaltung der im Arbeiter vorhandenen volkswirthſchaſtlichen 
Kraft und um die Regelung ihrer Beziehungen zu anderen volkswirth— 
ſchaftlich nicht minder wichtigen Factoren. Einen Einblick in die 
umfangreiche, von einer Generation geradezu nicht zu bewältigende 
Aufgabe der Schaffung von Socialreformen für die geſammte Geſell— 
ſchaft gewinnt man, wenn man erfährt, eine wie weit verzweigte und 
welch” große ſpecialiſirende Thätigkeit der Staat bei der gender Er⸗ 
hebung der auf die Lage des induſtriellen Arbeiters bezughabenden 
Verhältniſſe entwickeln muß, um ſich jene unerläßlichen Grundlagen 
zu ſchaffen, auf welchen eine erfolgreiche Ausgeſtaltung der ſocialen 
Geſetzgebung und Verwaltung in dieſer Richtung vor ſich gehen kann. 
Und da handelt es ſich erſt um die ſociale Reform einer einzelnen 
producirenden Claſſe, um die genaue Erkenntniß einer einzigen Com⸗ 
ponente des wirthſchaſtlichen Kräfteparallelogrammes. Gleich intenfiv 
aber muß das Studium jeder der anderen wirthſchaftlichen Kräfte⸗ 
wechheenten betrieben werden, gleich eingehend die Erforſchung ihrer 
mache igen Beziehungen, ſoll die Rechnung richtig ſein und die ſich 
ergebende Reſultirende ein getreues Bild des Zuſammenwirkens aller 
wirthſchaftlichen Kräfte im Staate liefern. 

Berſteht man unter „Arbeiterſrage“ die Beſtrebungen zur Ver— 
beſſerung der Lage der von Unternehmern beſchäftigten Lohnarbeiter 
in okonomiſcher, moraliſcher, ſocialer und politiſcher Hinſicht, ſo gibt 
es eine ſolche Frage, ſeitdem die Arbeit aus dem Rahmen ihrer 
natürlichen Entwicklung und der darauf aufgebauten national⸗ökono⸗ 
miſchen Regeln durch den wirthſchaftlich ſtärkeren Factor, den Unter— 
nehmer, verrückt wurde, ihre Geltung als gleichwerthige Größe neben 


den übrigen wirthſchaftlich wichtigen Elementen einbüßte und allmählich 
in ſubordinirte Stellung zu ihnen gerieth. Dieſe Verſchiebung fällt zu 
Laſten der individualiſtiſchen oder Mancheſterrichtung, die den beiten Zu⸗ 
ſtand der Volkswirthſchaft naturgeſetzlich nur durch die volle wirthſchaft— 
liche Freiheit der Einzelnen, durch den uneingeſchränkten Wettbewerb ge— 
währleiſtet ſah, die dem Staate auf wirthſchaftlichem Gebiete nur 
die eine Aufgabe zuwies, die Freiheit der Perſon und das Eigenthum 
zu ſchützen und dafür zu ſorgen, daß der Einzelne nicht in ſeiner 
freien wirthſchaftlichen Bewegung gehemmt werde, die deshalb auch 
in der Arbeiterfrage die Politik des laisser faire und laisser aller 
vertheidigte, jede weitere Staatsintervention aber verwarf und glaubte, 
daß die volle Freiheit des Einzelnen auch hier die naturgeſetzliche 
Löſung bringen, das heißt diejenigen Uebelſtände beſeitigen würde, 
deren Beſeitigung durch die normale Volkswirthſchaft geboten werde. 

Hiedurch wurden allmählich Zuſtände gezeitigt, welche einerſeits 
mit den Anforderungen der Humanität, Gerechtigkeit und Moral an 
das Einzel- und Familienleben und mit den im modernen Staate 
anerkannten Grundrechten der Perſönlichkeit, insbeſondere mit dem 
Rechte der perſönlichen Freiheit und der Gleichberechtigung, andererſeits 
mit den culturellen Aufgaben und Zielen des Rechts- und Cultur— 
ſtaates in Widerſpruch geriethen. 

Die Behebung dieſes Mißverhältniſſes, die Verwirklichung jener 
Forderungen für dieſen wichtigen Productionsfactor eines Volkes iſt 
eine der Hauptaufgaben und Ziele des heutigen Staates und der modernen 
Geſellſchaft. Man iſt beſtrebt, die Arbeiter, ſoweit es möglich iſt, 
gegen die Gefahren und Nachtheile zu ſchützen, welche für ſie in der 
heutigen Volkswirthſchaft aus dem Arbeitsverhältniſſe, namentlich in 
größeren Unternehmungen, entſtehen können und ihre berechtigten An— 
ſprüche verletzen, es ſoll ihnen zu einem befriedigenden Daſein ver— 
holfen, ihnen insbeſondere auch gleich den anderen Geſellſchaftsclaſſen, 
die Möglichkeit geſchaffen und geſichert werden, ſich durch eigene Kraft 
auf eine ſittlich höhere Culturſtufe zu heben und auf ihr zu erhalten; 
auch der Arbeiter ſoll, als ein den übrigen wirthſchaftlichen Factoren 
gleichwerthiges Element an den Segnungen der modernen Bildung, 
des wachſenden Wohlſtandes, der höheren Cultur ſich erfreuen und in 
einem ſtetig zunehmenden Grade theilnehmen. Ein Eingreifen des 
Staates zur Realiſirung dieſer ſeiner auf ethiſcher Grundlage baſiren— 
den Beſtrebungen kann jedoch nur erfolgen auf dem Boden der be— 
ftehenden Wirthſchaftsordnung und erfordert eine weitgehende focial- 
politiſche Geſetzgebung und Verwaltung, ſowie große ſociale Organi— 
ſationen, nicht minder aber die energiſche ſittliche Mitwirkung der 
Arbeitgeber und eine geordnete Selbſthilſe der Arbeiter ſelbſt, ſchließ⸗ 
lich die thatkräftige Unterſtützung dieſer ſocialen Reform durch andere 
Geſellſchaftsclaſſen und durch die Kirche. 

Hiemit verfolgt der Staat den zwiſchen der mancheſterlichen 
indem er einerſeits 
die Freiheit des Arbeitsvertrages anerkennt, inſoferne fein Inhalt nicht 
gegen Moral und Billigkeit verſtößt, und die Integrität des Privat— 
eigenthums an den Productionsmitteln wahrt, andererſeits aber im 


Intereſſe der Geſammtheit und höherer Zwecke eine den Arbeiter 
ſchützende und ſeine Stellung im ſocialen Leben regelnde Ingerenz in 
Anſpruch nimmt. ; N 

Die auf die rationelle Löſung der Arbeiterfrage abzielende ſocial— 
reformatoriſche Thätigkeit des Staates darf es jedoch nicht bei der 
Löſung dieſer Frage, als eines wirthſchaftlichen Problems, bewenden 


laſſen, ſondern muß in der Arbeiterfrage auch ein moraliſches und 


ſittlich-religiöſes Problem erblicken, d. h. es muß nicht nur eine Bef- 


ſerung der wirthſchaftlichen Lage des Arbeiters, eine Kräftigung ſeiner 


national⸗ökonomiſchen Individualität und damit eine Erhöhung des 
Arbeitswerthes angeſtrebt werden, ſondern ebenſo nachhaltig iſt auch 
auf eine Hebung des moraliſchen und geiſtigen Niveaus des Arbeiters 
hinzuwirken und jenes Standesintereſſe wachzurufen und zu regeln, 
welches eine gerechte Intereſſenvertretung ermöglicht und ſichert. Haben 
auch in erſter Linie die im letzten Jahrhundert mit der Fabriksinduſtrie 
und der Maſchinenbenützung, ſowie durch den Großbetrieb und die 
Arbeitsfreiheit entſtandenen Uebelſtände die Arbeiterfrage ins Leben 
gerufen, ſo deutet doch das heute in ihr liegende große und allge— 
meine Problem auf ein viel idealeres, ethiſch höheres Motiv hin, 
nämlich auf die Thatſache, daß ſich Staat und Geſellſchaft in ihrem 
modernen Ausbau für die Beſſerung des Loſes der arbeitenden Claſſen 
viel höhere Aufgaben und Ziele als je früher geſteckt, d. h. daß man 
dieſe Claſſen auf eine höhere Stufe der Wohlfahrt, Freiheit und Ge— 
ſittung erheben will, als es bisher der Fall war. 

Ohne auf die geſchichtliche Entwicklung der Arbeiterfrage und 
auf ihr nach den einzelnen Arbeiterclaſſen (landwirthſchaftliche Lohn— 
arbeiter, induſtrielle Arbeiter, Lohnarbeiter im Kleingewerbe) ver— 
ſchiedenes ſocialpolitiſches Problem näher einzugehen, wollen wir uns 
der induſtriellen Arbeiterfrage, als dem in unſerer Zeit brennend— 
ſten volkswirthſchaftlichen Problem, zuwenden, die einſchlägigen Ver— 
hältniſſe und die zu deren Specialiſirung bisher unternommenen und 
noch zu unternehmenden Schritte einer kurzen Betrachtung unterziehen. 

Die der induſtriellen Arbeiterfrage zu Grunde liegenden und 
ihre Löſung erheiſchenden Erſcheinungen bedeuten ſelbſtredend nur 
Mißßſtände und laſſen ſich in ſolche ökonomischer und moraliſcher 
Art unterſcheiden. 

Die ökonomiſchen Mißſtände liegen vorzugsweiſe in den 
Einkommens-, Arbeits-, Wohnungs- und hauswirthſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen der Arbeiter. 

Die Einkommensverhältniſſe ſind keineswegs bei allen dieſen 
Arbeitern abſolut ungünſtige, aber ſie können es werden durch Hin— 
zutreten widerwärtiger Einflüſſe, wie 1. in Folge der Unſicherheit des 
Einkommens (herbeigeführt durch die Natur des Großbetriebes und 
der Abſatzverhältniſſe induſtrieller Unternehmungen und durch die Ge— 
fährlichkeit einzelner induſtrieller Arbeitsleiſtungen für Geſundheit 
und Leben); 2. wegen der bei ungelernten Arbeitern angeſichts der 
bei ihnen hervortretenden geringen Arbeitsfähigkeit und des dadurch 
bedingten Ueberwiegens des Angebots über die Nachfrage als natür- 
liche Folge fich ergebenden Niedrigkeit des Lohnes, wegen der Un— 
zulänglichkeit des Lohnes bei kinderreichen Familien, wenn für dieſe 
der Lohn des Familienhauptes das einzige Einkommen iſt, und bei 
iſolirten Arbeitern, wenn in Folge der Uebermacht des Arbeitsgebers 
an ſich berechtigte Lohnerhöhungen unterbleiben oder unberechtigte 
Lohnreductionen erfolgen, und 3. wegen geringer Ausſicht auf eine 
zeitgemäße Steigerung des Arbeitseinkommens, indem nur ein ver— 
hältnißmäßig kleiner Theil der induſtriellen Arbeiter die beſſer ſituirte 
Stellung eines Vorarbeiters, Aufſehers, Werkmeiſters oder gar eines 
Unternehmers zu erreichen vermag; mit der Arbeit verbundene Uebel— 
ſtände entſtehen auch durch übermäßige Ausdehnung der täglichen 
Arbeitszeit, durch regelmäßige Vornahme von Sonntags- uud Nacht⸗ 
arbeit, ferner durch die Geſundheitsſchädlichkeit der Beſchäftigung an 
ſich oder der Arbeitsräume als ſolcher. 

Mißſtände in den Wohnungsverhältniſſen ſind bedingt durch 
ungeſunde Lage, ſchlechte bauliche Verhältniſſe, ſanitätswidrige Ueber 
füllung der Wohnungen, durch zu hohe Miethpreiſe, Unſicherheit der 
Miethsdauer und häufigen Wohnungswechſel, durch zu weite Ent— 
fernung von der Arbeitſtelle oder von den Approviſionirungsſtellen 
einer Ortſchaft u. ſ. w. 

Bezuͤglich der haus- und privatwirthſchaftlichen Verhältniſſe eines 
Arbeiters ſpielen deſſen Individualität, dann aber auch von der⸗ 
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ſelben unabhängige Umſtände eine große Rolle; oft iſt der Arbeiter 
wegen ſeines niedrigen Einkommens angewieſen, feine Lebensbedürf— 


niſſe auf theuere und qualitätsmäßig nicht entſprechende Weiſe be- 


ſorgen zu müſſen durch Einkauf in kleinen Läden oder unſoliden Ge- 
ſchäften. Deßgleichen beeinfluſſen übermäßig lange Lohnzahlungstermine, 
die Ausbeutung der Arbeiter durch directe oder indirecte Ablöhnung 
mit Waaren (Truckſyſtem), ſchlechte Verköſtigung, Hang zu Spirituoſen 
und Spiel, Putzſucht weiblicher Arbeiter u. ſ. w., die wirthſchaftliche 
Stellung des Arbeiters in ungünſtiger Weiſe. 

Moraliſche Arbeiter- Mißſtände zeigen ſich in ver⸗ 
ſchiedenartigſter Weiſe: In Arbeiterfamilien bemerken wir zu 
oft eine ſchlechte Häuslichkeit und ein ſchlechtes Familienleben der 
Arbeiter, herbeigeführt weniger durch zu geringes Einkommen oder 
übermäßige Beſchäftigung der Familienglieder, als vielmehr durch leicht— 
ſinnige, frühzeitige, unüberlegte Eheſchließungen, durch Rohheit und 
Unmoralität der Eheleute und Eltern, durch ſchlechte Erziehung und 
Unwirthſchaftlichkeit der Hausfrauen, durch regelmäßige Beſchäftigung 
der letzteren außerhalb des Hauſes, durch mangelhafte moraliſche Aus- 
bildung der Kinder, durch die Größe der Familie bei unzureichendem 
Einkommen. Weitere Uebelſtände bei männlichen Arbeitern ſind: 
geringer Arbeitsfleiß, mangelnder Sparſinn, auch wo die Lohnhöhe 
an ſich ein Sparen ermöglichen würde, Unwirthſchaftlichkeit in der 
Verwendung des Einkommens, Trunkſucht, Irreligioſität, Mißtrauen 
gegen Arbeitgeber, Mißachtung der Verträge, der geſetzlichen Vor— 
ſchriften, Mißbrauch der Coalitionsfreiheit, Haß gegen die beſitzenden 
Claſſen u. ſ. w. Bei unverheirateten weiblichen Arbeitern treten 
als Mißſtände hervor: mangelnde Gelegenheit zur Aneignung der für 
den künftigen Beruf als Hausfrau nothwendigen Eigenſchaften und 
Fähigkeiten, ungünſtige Wirkung der induſtriellen Beſchäftigung auf 
ihre Moral, und eine daraus ſich leider ſehr häufig ergebende geſchlecht— 
liche Verirrung. 

Nicht minder aber find Mißſtände auf Seite der Arbeit⸗ 
geber zu beobachten. Dies iſt beſonders dann der Fall, wenn dieſelben 
ihr Verhältniß zum Arbeiter als nacktes Vertragsverhältniß auffaſſen 
und den moraliſchen, erziehlichen Euufluß auf den Arbeiter, die Hebung 
ſeines geiſtigen Niveaus ganz bei Seite laſſen, nur von dem Triebe 
des rückſichtsloſen Egoismus, der möglichſten Ausnützung der phyſiſchen 
Arbeitskraft beſeelt. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Unterſagung der Bildung des Vereines „Bund deutſcher Städte in 
Böhmen“. 


Mit der Vereins⸗Zweckſetzung „der Wahrung und Ausgeſtaltung 
der Selbſtſtändigkeit der Gemeinden“ wird, da die Gemeinden poli⸗ 
tiſche Organismen ſind, ein politiſcher Zweck ausgedrückt. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 19. Jänner 1899 ge⸗ 
pflogenen öffentlichen Verhandlung, über die Beſchwerde des Stadt⸗ 
rathes Reichenberg, durch Dr. Engelbert Jennel, de präs. 29. October 
1898, 3. 384 R.⸗G., wegen Verletzung des durch die Verfaſſung 
gewährleiſteten politiſchen Rechtes, Vereine zu bilden, zu Recht erkannt: 

Durch den Erlaß der k. k. Statthalterei in Prag vom 5. Auguft 
1898, 3. 115.210, mit welchem die Bildung des Vereines „Bund 
deutſcher Städte in Böhmen“ unterſagt wurde, beziehungsweiſe durch 
die Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern vom 22. Sep- 
tember 1898, 3. 7039, mit welcher dem dagegen ergriffenen Recurſe 
keine Folge gegeben wurde, hat eine Verletzung des dem Stadtrathe 
Reichenberg nach Artikel 12 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 
1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 142, verfaſſungsmäßig zuſtehenden politiſchen 
Rechtes, Vereine zu bilden, nicht ſtattgefunden. 

Gründe: Die k. k. Statthalterei in Prag hat mit dem Exlafſe 
vom 5. Auguſt 1898, 3. 115.210, die Bildung des proponirten 
Vereines „Bund deutſcher Städte in Böhmen“ unterſagt, weil der 
proponirte Verein im Hinblicke auf die Beſtimmungen der 88 2 und 10 
der vorgelegten Statuten (Zweck und Mittel zur Erreichung desſelben, 
ſowie eventuelle Zuwendung des Vereinsvermögens zu einem völkiſchen 
Zwecke) im Zuſammenhalte mit dem bekannt gewordenen diesbezüg⸗ 
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lichen Beſchluſſe des Reichenberger Stadtverordneten-Collegiums vom 
27. November 1897 (Rundſchreiben des Stadtrathes in Reichenberg 
vom 9. December 1897, Z. 31.539) und den Berathungen des am 
29. Mai 1898 ſtattgefundenen Städtetages ſich als ein politiſcher 
Verein darſtellt, juriſtiſchen Perſonen aber, daher auch Gemeinden, die 
Bildung von politiſchen Vereinen, beziehungsweiſe die Mitgliedſchaft 
bei denſelben mit Rückſicht auf die Beſtimmungen der 88 30, 32 
und 33 des Vereinsgeſetzes vom 15. November 1867, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 134, verwehrt iſt. Dem dagegen ergriffenen Recurſe hat das 
k. k. Miniſterium des Innern mit der Entſcheidung vom 22. Sep⸗ 
tember 1898, 3. 7093, aus den Gründen des angefochtenen Erlaſſes 
keine Folge gegeben. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat der Stadtrath die Beſchwerde 
wegen Verletzung des im Artikel 12 des Staatsgrundgeſetzes vom 
15. December 1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 142, gewährleiſteten politiſchen 
Rechtes beim k. k. Reichsgerichte überreicht, welche nachſtehend aus— 
geführt wird: Gegenüber dem erſten Unterſagungsgrunde wird, ſoweit 
ſich derſelbe auf außerſatzungsmäßige Umſtände ſtützt, auf den im Er— 
kenntniſſe des k. k. Reichsgerichtes vom 18. Jänner 1886, 3. 2, 
ausgeſprochenen Grundſatz verwieſen, daß die Möglichkeit, der Verein 
könnte die ihm gezogenen Grenzen überſchreiten und auf das politiſche 
Gebiet hinübergreifen, nicht im Vorhinein bei Beurtheilung des ihm 
innewohnenden Charakters in Betracht gezogen werden kann. Für die 
Beurtheilung des Vereines ſind alſo nur die eingereichten Satzungen 
maßgebend. Ja, das Vereinsgeſetz räumt der Behörde nicht einmal 
das Recht ein, die Vereine von vorneherein nach dem Inhalte ihrer 
Zweckſetzung in die Kategorie der politiſchen oder der nicht politiſchen 
einzureihen; denn die Vereinsbehörde hat erſtlich nur zu unterſuchen, 
ob die vorgelegten Vereinsſatzungen den formellen Anforderungen des 
§ 4 a-i des Vereinsgeſetzes entſprechen und hat nach § 6 den 
materiellen Inhalt der Vereinsbeſtimmungen nur nach der Richtung 
zu prüfen, ob der Verein nach ſeinem Zwecke oder nach ſeiner Ein— 
richtung geſetz- oder rechtswidrig oder ſtaatsgefährlich iſt. Das Geſetz 
will, daß die Behörde den politiſchen Verein nach der Thätigkeit in 
politiſchen Angelegenheiten beurtheile; § 35 Vereinsgeſetz. Abgeſehen 
davon kann der proponirte Verein nach ſeinen Satzungen nicht als 
ein politiſcher Verein angeſehen worden. Nach den ſich gleich bleibenden 
Entſcheidungen des k. k. Reichsgerichtes können als politiſche Vereine 
nur jene angeſehen werden, welche ſich mit der Regierungsform, der 
Regierungsthätigkeit, mit dem Wahlrechte in die geſetzgebenden Körper— 
ſchaften und mit der Thätigkeit dieſer Vertretungskörper als ſolcher 
befaſſen. Mit Alldem will ſich jedoch der geplante Bund nicht befaſſen, 
denn ſein Zweck gipfelt in den Punkten: Erhaltung des Deutſchthums 
in den deutſchen Städten Böhmens, Wahrung und Ausgeſtaltung der 
Selbſtſtändigkeit dieſer Städte und Hebung der wirthſchaftlichen Lage 
in denſelben. Die Erhaltung des Deutſchthums hat mit Politik gar 
nichts zu ſchaffen, dieſelbe wird auch nicht durch Anſchluß an eine 
politiſche Partei, durch polititiſche Beſtrebungen bewerkſtelligt, ſondern 
durch deutſche Erziehung und Bildung außerhalb der Pflichtſchulen, 
durch Aufklärung der Volksgenoſſen, durch wirthſchaftliche Unterſtützungen 
derſelben u. ſ. w. Solche Vereine, welche ſich die Forderung des 
Volksthum zum Zwecke ſetzen, beſtehen, beziehungsweiſe beſtanden eine 
ganze Reihe, ohne daß ſie als politiſche Vereine bezeichnet wurden, 
3. B. der Bund der Deutſchen in Böhmen, der Deutſche Böhmer— 
waldbund, der Verein deutſcher Gewerbetreibender in Reichenberg, der 
Germanenbund in Salzburg, die Verbindung deutſcher Hochſchüler 
in Wien „Oſtmark“. Die Beſchwerde vermweilt diesſalls auf die Er— 
kenntniſſe des k. k. Reichsgerichtes vom 9. Jänner 1894, 3. 389, 
vom 25. October 1893, Z. 305, und vom 20. April 1891, 3. 61. 
Ebenſo iſt auch die Widmung für einen rein völkiſchen Zweck etwas 
durchaus Unpolitiſches. Das Vermögen ſoll eben im Falle der Auf— 
löſung irgendwie zur Unterſtützung deutſcher Perſonen, deutſcher An- 
ſtalten Verwendung finden. Auch bei dem weiteren Punkte, Wahrung 
und Ausgeſtaltung der Selbſtſtändigkeit der Gemeinden kann von einer 
politiſchen Angelegenheit nicht geſprochen werden. Hier handelt es ſich 
nur um die Wahrung und Ausgeſtaltung des im Geſetze vom 5. Mai 
1862, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 18, Artikel V. ſeſtgeſtellten ſelbſtſtändigen 
Wirkungskreiſes der Gemeinden. Dieſer Artikel V, ſowie die Ge- 
meinde⸗Ordnungen für Böhmen und Reichenberg enthakren eigentlich 
nur allgemeine Grundſätze, die zum Theile noch der Ausführung be⸗ 
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dürfen und in beſtändiger Fortbildung begriffen find. Bei den in 
letzter Zeit in Wien, Auſſig und Teplitz abgehaltenen Städtetagen 
wurde eine Reihe von Fragen bezüglich der Wahrung der Autonomie 
erörtert, ohne daß die Regierung dagegen eingeſchritten wäre, was 
gewiß erfolgt wäre, wenn die Behandlung ſolcher Angelegenheiten ſich 
als Uebergriff auf das politiſche Gebiet darſtellen würde. Ueberhaupt 
kann die Gemeinde nicht als ein politiſches Gebilde im Sinne des 
Vereinsgeſetzes aufgefaßt werden und iſt das Thätigkeitsgebiet der 
Gemeinde unpolitiſcher Natur. Ferner wird auf das Preßgeſetz ver⸗ 
wieſen, welches im § 13 von politiſchen, religiöſen oder ſocialen 
Tagesfragen ſpricht, die Bezeichnungen politiſch und ſocial ſomit aus— 
einanderhält. Nach § 95 der Gemeinde-Ordnung für Böhmen ſteht 
den Gemeinden das Recht zu, ſich für einzelne Zwecke ihres Wirkungs— 
kreiſes zu vereinigen, eigene Organe für die Verwaltung der ges 
planten gemeinſamen Anſtalten zu beſtellen und deren Wirkungskreis 
zu regeln; demgemäß kann in dem Bunde der deutſchen Städte 
Böhmens ein politiſcher Verein nicht erblickt werden. Aber ſelbſt für 
den Fall der Anerkennung des politiſchen Charakters des beabſichtigten 
Vereines entſpricht die Unterſagung der Bildung desſelben nicht dem 
Geſetze, weil die Annahme, daß juriſtiſche Perſonen nicht Mitglieder 
politiſcher Vereine ſein können, nicht richtig iſt. Die 88 30, 32, 33, 
Vereinsgeſetz ſprechen dies nicht aus, und gerade daraus, daß § 30 
diejenigen Perſonen ausdrücklich aufzählt, welche von politiſchen 
Vereinen ausgeſchloſſen ſind, folgt, daß alle anderen Perſonen, darunter 
auch Gemeinden und juriſtiſche Perſonen überhaupt Mitglieder poli— 
tiſcher Vereine ſein dürfen. Da die Bundesverſammlung aus den Ver⸗ 
tretern der Bundesglieder und der Bundesvorſtand außer dem Ver- 
treter des Vorortes aus den Vertretern von fünf weiteren Bundes⸗ 
gliedern beſteht, ſolche Vertreter aber nur der Bürgermeiſter oder ſein 
Stellvertreter oder ein anderes von der Gemeindevertretung aus ihrer 
Mitte gewähltes Mitglied ſein konnen, ſo liegt auch die Möglichkeit 
vor, nicht bloß die Mitglieder des Bundes, ſondern ſtets auch die 
jeweiligen perſönlichen Vertreter der Bundesglieder anzuzeigen. Dieſe 
Perſonen müſſen nach dem Gemeindegeſetz öſterreichiſche Staatsbürger, 
männlichen Geſchlechtes und phyſiſch großjahrig fein, alſo allen Be— 
dingungen der Mitgliedſchaft bei einem politiſchen Vereine entſprechen. 
Der § 33 Vereinsgeſetz trifft hier nicht zu, da in den Satzungen 
weder von Zweigvereinen, noch von Verbänden, noch von einer Vers 
bindung mit anderen Vereinen geſprochen wird. Schließlich wird auf 
die Entſcheidungen des k. k. Reichsgerichtes vom 26. October 1878, 
3. 220 und vom 21. October 1887, 3. 176, ſowie des k. k. Ver⸗ 
waltungsgerichtshofes vom 16. November 1887, 3. 3118, verwieſen, 
denen gemäß jeder juriſtiſchen Perſon das Recht zuſteht, Vereine zu 
gründen und durch die von Seite einer Gemeindevertretung geſchehene 
freie Meinungsäußerung über eine öffentliche Angelegenheit an und 
für ſich der ſelbſtſtändige Wirkungskreis der Gemeinde keineswegs 
überſchritten wird. Demgemäß wird gebeten, zu erkennen, es ſei durch 
die angefochtenen Entſcheidungen das durch Artikel 12 des Staats⸗ 
grundgeſetzes vom 21. December 1876, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 142, ver⸗ 
faſſungsmäßig gewährleiſtete politiſche Recht verletzt worden. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat eine Gegenſchrift nicht 
erſtattet; bei der öffentlichen Verhandlung hat deſſen Vertreter im 
Weſentlichen Folgendes geltend gemacht: n 

Die politiſche Behörde müſſe ſich ſchon bei Beſcheinigung der 
Statuten über den politiſchen oder nicht politiſchen Charakter eines 
Vereines klar werden, weil die Entſcheidung über die Geſetzlichkeit der 
Einrichtung des Vereines in vielen Punkten (Frage der Mitgliedſchaft, 
Ausſchußbildung, Affiliation, Abzeichen u. ſ. w.) hievon abhänge. Im 
vorliegenden Falle habe das Miniſterium den politiſchen Charakter 
des geplanten Vereines zunächſt aus den Statuten erſchloſſen, und 
zwar neben anderen Punkten ſchon aus dem allgemeinen nationalen 
Zwecke „Erhaltung des Deutſchthums“ ohne Beſchränkung auf ein 
beſtimmtes ſachliches Gebiet, ſodann aber auch aus einer Reihe von 
Begleitsumſtänden, wozu es nach der reichsgerichtlichen Judicatur be— 
rechtigt geweſen. Als ſolche die Vereinsbildung beleuchtende Momente 
habe man den Anregungs-Beſchluß in der Sitzung des Reichenberger 
Stadtverordneten⸗Collegiums vom 27. November 1897, das auf Grund 
dieſes Beſchluſſes erfloſſene Circulär des Stadtrathes von Reichenberg, 
endlich die Aeußerungen auf dem Städtetag, welcher die Statuten 
berathen, zu betrachten. Einem politiſchen Vereine könne aber eine 


Gemeinde nicht beitreten, weil die Beſchränkungen des Vereinsgeſetzes 
hinſichtlich der Mitgliedſchaft bei politiſchen Vereinen den Ausſchluß 
aller juriſtiſchen Perſonen aus dieſer Mitgliedſchaft bedingen; ein 
politiſcher Verein könne alſo auch nicht, wie hier geplant, aus Ge- 
meinden allein gebildet werden. 

Das Erkenntniß des k. k. Reichsgerichtes gründet ſich auf folgende 
Erwagungen: 

In dem an die k. k. Statthalterei gerichteten Anſuchen des 
Stadtrathes Reichenberg de präs. 15. Juli 1898, Z. 115.210, wird 
der proponirte „Bund deutſcher Städte in Böhmen“ ausdrücklich 
als nich tpolitiſcher Verein bezeichnet. 

Behufs Entſcheidung der vorliegenden Beſchwerde iſt daher die 
Frage zu beantworten, ob die Begründung der Unterſagung der 
Vereinsbildung, daß der proponirte Verein ſich im Hinblicke auf die 
Beſtimmungen der vorgelegten Statuten als ein politiſcher Verein 
darſtellt, eine richtige iſt oder nicht. 

Dieſe Frage iſt zu bejahen. 

Gemeinden ſind nach den Hauptrichtungen ihres Wirkungskreiſes 
politiſche Organismen; wenn nun im § 2 der vorgelegten Statuten 
als Zweck des proponirten Vereines die Wahrung und Ausgeſtaltung 
der Selbſtſtändigkeit der Gemeinden bezeichnet wird, ſo liegt hierin 
eben mit Rückſicht auf jenen politiſchen Charakter der Gemeinden ſelbſt 
ein politiſcher Zweck, und es erſcheint hiernach und im Hinblicke auf 
den Eingangs erwähnten ausdrücklichen Wortlaut des Anſuchens an 
fich Schon die Unterſagung der Vereinsbildung begründet und deßhalb 
die vorliegende Beſchwerde zur Berückſichtigung nicht geeignet. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 19. Jänner 1899, 3. 9.) 


Notiz. 


(Ueber Organiſation und Inſtanzenzug der politiſchen 
Behörden in Oeſterreich) hielt in der Wiener Juriſtiſchen Geſellſchaſt am 
8. d. M. der Director der k. k. Wiener Unwerſitätskanzlei Docent Dr. Carl 
Brockhauſen einen Vortrag, über welchen wir aus dem Berichte der „Juriſtiſchen 
Blätter“ Nachſtehendes entnehmen: Der Vortragende leitete ſeine Ausführungen 
mit einem Vergleiche zwiſchen der Gliederung der ſtaatlichen Verwaltungsbehörden 
in Oeſterreich und jener der Gerichte ein. Beide ſind dreifach gegliedert; doch 
beſteht zwiſchen ihnen ein bewußter Gegenſatz. Bei den Gcrichten hat jedes Organ 
eigentlich die gleiche Aufgabe: Recht zu finden. Im Weſen der Gerichtsbarkeit 
liegt die inhaltlich gleiche Thätigkeit aller Organe, im Weſen der Verwaltung 
die Differenzirung der Thätigkeit der einzelnen Behördenſtuſen. Wir beſitzen nun 
thatſächlich Verwaltungszweige, die dieſem Poſtulate entſprechend organiſirt ſind; 
z. B. die Eiſenbahnverwaltung, die Poſtverwaltung, die Militärverwaltung. Im 
vollen Gegenſatze dazu ſteht die Verwaltung im engeren Sinne, die ſogenannte 
politiſche Verwaltung, welche präſentirt wird durch die Behördenſtufen: Miniſterium 
des Innern, politiſche Landesſtelle, politiſche Bezirksbehörde. Hier hat ſich ein dem 
gerichtlichen analoger Inſtanzenzug herausgebildet. Allein gerade hier beſtehen Ein— 
richtungen, welche die Vielheit des Inſtanzenzuges noch werthloſer erſcheinen laſſen, 
als dies ſchon in der Natur der Sache liegt. Bei den politiſchen Bezirksbehörden 
vereinigt ſich die Erledigung der verſchiedenartigſten Angelegenheiten in den Händen 
weniger Perſonen. An einem einzigen Tage kommt ein und derſelbe Beamte in 
die Lage, Gewerbeangelegenheiten, Heimats-, Gemeinde-, Matriken-⸗, Ehe, Waffen⸗ 
angelegenheiten, Sanitäts-, Vereins-, Verſammlungsfragen u. ſ. w. zu erledigen. 
Hier kann eine genaue Kenntniß der einzelnen Fächer, ein Specialiſtenthum un⸗ 
möglich gefordert werden. Eine Reviſionsinſtanz iſt alſo unbedingt erforderlich. 
Dieſe bilden die politiſchen Landesſtellen, wo die zahlreichen Fächer, nach ſachlichen 
und fachlichen Geſichtspunkten gruppirt, in verſchiedenen Departements zuſammen⸗ 
gelegt ſind. Man ſollte nun meinen, daß im Miniſterium des Innern eine noch 
feinere Specialiſirung und Arbeitseintheilung ſtattfinde. Im Gegentheil. Hier 
beſteht eine Geſchäftseintheilung nicht nach Fächern, ſondern nach Kronländern, 
von vereinzelien Ausnahmen abgeſehen. Während ſich alſo bei der Landesſtelle 
gewiſſermaßen ein Specialiſtenthum herausbilden kann, kommt dies bei der oberſten 
Inſtanz, wenigſtens organiſch, nicht zur Geltung. Daraus erklärt es ſich, warum, 
das Miniſterium kein Fachverordnungsblatt herausgibt. Wenn aber jeder Einzel⸗ 
fall die Fähigkeit hat, alle Inſtanzen zu beſchäftigen, dann wird der Einzelwille 
das vorwiegend treibende Element, dann nimmt die Verwaltungsbehörde die ab— 
wartende Haltung des Richters ein, was eine gewiſſe Schwäche der Verwaltung 
zur Folge hat. Das öffentliche Intereſſe des Staates wird doch nur in etwas zu: 
fälliger Weiſe gewahrt, wenn der politiſche Beamte in der abwartenden Stellung 
des Richters verharrt. Das Betrübende dabei iſt, daß, obwohl die Verwaltung die 
richterliche Thätigkeit nachahmt, ſie doch gerade deren ſchönſte Seiten nicht zu 
erreichen vermag. Die Vortheile des gerichtlichen Inſtanzenzuges, daß in allen 
Inſtanzen unabhängige Richter ſitzen, daß eine höhere Rechtslenntniß in den 
höheren Inſtanzen erwartet werden kann, und daß eine collegiale Berathung ver- 
ſtärkter Senate gegeben iſt, zeigen ſich keineswegs in gleicher Stärke beim politiſchen 
Inſtanzenzuge. Unabhängig ſind die Beamten der Oberbehörde ſo wenig, wie die 
der untern; eine größere ſachliche Garantie iſt bei der oberſten Inſtanz in Er⸗ 
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manglung der Facheintheilung der Geſchäfte kein organiſches Product, höchſtens 
individuelles Verdienſt, und in allen drei Inſtanzen entſcheiden Einzelperfonen. 
Der Vortragende unterſucht nun, in welcher Weiſe den herrſchenden Uebelſtänden 
abzuhelſen wäre und weiſt an der Hand hiſtoriſcher Daten darauf hin, daß ſich 
die modernen Verwaltungszweige unabhängig von der ganz unregelmäßigen Kron⸗ 
landseintheilung organiſirt haben. Dort, wo eine ſolche Organiſation aus poli⸗ 
tiſchen, ſprachlichen oder anderen Gründen nicht möglich ſei, müſſe auf andere 
Weiſe Abhilfe geſucht werden. So müſſe man fordern, daß innerhalb des Zuges 
der Verwaltungsbehörden dieſelbe Angelegenheit nicht öfter als einmal überprüft 
werden ſolle, wobei die Competenzverhältniſſe nach gewiſſen Principien über die 
Differenzirung der Behördenſtufen einzurichten wären. Wichtiger erſcheine die 
Forderung eines Syſtems von Control- und Juſpectionsorganen auch bei der 
politiſchen Verwaltung und die Schaffung eines Fachorganes für die normative 
Thätigkeit des Miniſteriums des Innern. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Guſtav Mauthner in Lem⸗ 
berg den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben die Bezirkshauptmänner Wilhelm Rottenburg 
und Moriz Barleon zu Landesregierungsräthen, u. zw. erſteren extra statum 
bei der Landesregierung in Czernowitz ernannt. 

Se. Majeſtät haben die Bezirkshauptmänner Friedrich Roller in Gura⸗ 
humora und Dr. Baſil v. Duzinkiewicz in Suczawa den Titel und Charakter 
eines Landesregierungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten Karl Gilka im Handels⸗ 
miniſterium den Titel und Charakter eines Nechnungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Finanzeommiſſär der Finanz-Direction in Trieſt 
Dr. Karl Weiß v. Welden das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Rechnungsdirector und Vorſtande des Rechnungs⸗ 
departements der mähriſchen Statthalterei Theobald Suchanek anläßlich der 
Verſetzung in den Ruheſtand den Orden der eiſernen Krone III. Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Landesregierungsrathe Eduard v. Roſenberg 
in Troppau anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Orden der eiſernen 
Krone III. Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hauptcaſſier der Staatsſchuldencaſſa Anton 
Gehbauer anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand das goldene Verdienſt⸗ 
kreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Steuereinnehmer Karl Koneenp in Böhmiſch⸗ 
Aicha anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand das goldene Verdienſtkreuz mit 
der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirksſecretär Thomas Waida in Cilli an⸗ 
läßlich der Verſetzung in den Ruheſtand das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Director der Staats⸗Centralcaſſe Joſef Hierät 
anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines Regierungs⸗ 
rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Obermaterialverwalter Wilhelm Leithe in Idria 
anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines kaiſerlichen Rathes 
verliehen. 

Se. Majeftät haben dem mit dem Titel und Charakter eines Polizei⸗Ober⸗ 
commiſſärs bekleideten Polizei-Commiſſär in Pontafel Vincenz Lodi anläßlich der 
Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Der Miniſter⸗Präſident hat den Mitarbeiter der „Wiener⸗Zeitung“ Dr. 
Egon Zweig zum Miniſterial⸗Concipiſten im Miniſterialraths⸗Präſidrum ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Bezirkscommiſſär Dr. 
Johann Seut ter v. Loetzen zum Landesregierungs-Secretär in der Bukowina 
ernannt. 

Der Miniſter⸗Präſident a. L. d. M. d. J. hat den Veterinar⸗Inſpector 
Karl Wittmann zum Landes⸗Thierarzte bei der Statthalterei in Wien ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Ingenieur Friedrich Fres! 
zum Oberingenieur für den Staatsbaudienſt in Oberöſterreich ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Ingenieur der Staatsbahn 
Stanislaus Zdobnicki zum Oberingenieur für den Gtaatsbaudienft in Galizien 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Moriz Kompo ſch zum Haupt⸗ 
ſteuereinnehmer und den Steuereinnehmer Markus Dürnheimer zum Haupt⸗ 
ſteueramts⸗Controlor für den Dienſtbereich der Finanz⸗Direction in Klagenfurt 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Hilfsämterdirections⸗Adjuncten Joſef Hlus⸗ 
czik zum Hilfsämterdirector bei der Finanz⸗Landesdirection in Wien ernannt. 


Erledigungen. 


3 Bauadjunctenſtellen in der X. Rangsclaſſe im Staatsbaudienſte 
in Oberöſterreich bis 12. April 1899. (Amtsblatt Nr. 65.) 


DE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift fammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 13 und 14 der Erkenutniſſe, adminiſtr. Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


